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OECD Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
EDI Eidgenössisches Departement des Inneren
KEV Kostendeckende Einspeisevergütung
OKP Obligatorische Krankenpflegeversicherung

OCDE Organisation de coopération et de développement économiques
DFI Département fédéral de l'intérieur
RPC Rétribution à prix coûtant du courant injecté
AOS Assurance obligatoire des soins
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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Privatrecht

Mit der Überweisung eines Postulats Ruiz (sp, VD) verlangte der Nationalrat vom
Bundesrat einen Bericht, der die Folgen der Einführung einer dritten
Geschlechtsidentität für die schweizerische Rechtsordnung und für das elektronische
Personenstandsregister «Infostar» aufzeigt. Darüber hinaus soll der Bericht auch die
Konsequenzen prüfen, die ein vollständiger Verzicht auf die Geschlechtsangabe im
Personenstandsregister sowie ein vorübergehender Aufschub des Eintrags bei
Neugeborenen, deren Geschlecht nicht eindeutig festgestellt werden kann, nach sich
ziehen würden. Neben der Eruierung der notwendigen Änderungen an Rechtstexten
und Registern sollen auch die zu erwartenden Kosten und der benötigte Zeitaufwand
für die Umstellung beziffert werden. Der Vorstoss war wie das ähnliche Postulat Arslan
(basta, BS; 17.4121) von SVP-Nationalrat Yves Nidegger erfolglos bekämpft worden. Mit
105 zu 79 Stimmen bei 5 Enthaltungen nahm die grosse Kammer den Vorstoss im Herbst
2018 an und folgte damit auch dem Antrag des Bundesrats. «Es lohnt sich, diese Fragen
anzuschauen», hatte Justizministerin Simonetta Sommaruga ihre Ausführungen im Rat
geschlossen. 1

POSTULAT
DATUM: 17.09.2018
KARIN FRICK

Wirtschaft

Geld, Währung und Kredit

Geldpolitik

Die Währungssituation war auch im Parlament ein Thema. Ein Postulat Favre (fdp, NE)
befasste sich mit der Arbeitsplatz- und Lohnsituation im Grenzgebiet im
Zusammenhang mit dem starken Franken. Konkret sollte geklärt werden, inwiefern eine
erhöhte Arbeitslosigkeit und/oder eine Verschlechterung der Lohnsituation zu
beobachten sei und wie dieser begegnet werden könne, ohne die Personenfreizügigkeit
infrage zu stellen. Obwohl der Bundesrat argumentierte, dass schon genügend
Monitoringstellen zur Überwachung der Personenfreizügigkeit, der
Arbeitsmarktsituation sowie zur Verhinderung von Lohndumping bestünden, wurde das
Postulat vom Nationalrat mit 161 zu 28 Stimmen angenommen. Lediglich die
Grünliberale Fraktion sowie grosse Teile der FDP-Fraktion lehnten das Postulat ab. 2

POSTULAT
DATUM: 21.12.2011
FABIO CANETG

Der Berichte zum im Jahre 2011 überwiesenen Postulat Favre (fdp, NE; Folgen und
Begleiterscheinungen des starken Frankens im Grenzgebiet) wurde im November 2013
vom Bundesrat verabschiedet. 3

POSTULAT
DATUM: 20.11.2013
FABIO CANETG

Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Löhne

Lors de la session d’hiver, le Conseil national a en outre approuvé, par 161 voix contre
28, un postulat Favre(plr, NE) chargeant le Conseil fédéral d’examiner l’évolution du
marché du travail frontalier et ses conséquences sur le niveau des salaires. 4

POSTULAT
DATUM: 31.12.2011
LAURENT BERNHARD
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Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

Ein vom Nationalrat angenommenes Postulat Amherd (cvp, VS) beauftragte den
Bundesrat, einen Bericht über die gesetzlichen Modelle zur Organspende in
verschiedenen europäischen Ländern zu verfassen. Untersucht werden solle auch, wie
sich die Lage in der Schweiz in den letzten Jahren entwickelt hat und ob Änderungen
der gesetzlichen Regelung notwendig oder prüfenswert sind. In eine ähnliche Richtung
zielte ein Postulat Favre (fdp, NE), welches zusätzlich im Bereich der Organspende eine
Evaluation über eine Revision des Transplantationsgesetzes vom aktuellen System hin zu
einer Widerspruchsregelung fordert. Diese Widerspruchsregelung wurde bereits in
Ländern wie Norwegen, Österreich, Italien und Finnland eingeführt und bedingt, dass
sich Personen, die keine Organe spenden wollen, in einem zentralen Register erfassen
lassen müssen. Der Nationalrat nahm auch dieses Postulat auf Empfehlung des
Bundesrates an. Diese Widerspruchsregelung wurde ebenfalls in einem Postulat
Gutzwiller (fdp, ZH) aufgenommen, welches neben dieser Massnahme weitere
Möglichkeiten zur Erhöhung von Organspendern prüfen lassen wollte. Darunter fällt die
Klärung des Organspenderstatus auf der Versichertenkarte, die Schaffung eines
nationalen Organspenderegisters und die Verbesserung und Finanzierung der
Information bzw. der Ausbildung des Medizinalpersonals. Der Bundesrat hatte das
Postulat zur Annahme empfohlen und der Ständerat folgte dieser Empfehlung. 5

POSTULAT
DATUM: 02.12.2010
LUZIUS MEYER

Die Frage, ob die Versichertenkarte gleichzeitig als Organspendenausweis verwendet
werden könnte, war Inhalt eines Postulats Graber (cvp, LU), welches Ende Jahr im
Ständerat behandelt wurde. Der Bundesrat soll abklären, ob dies aus rechtlicher,
technischer und finanzieller Hinsicht machbar sei. Dabei wurde die Hoffnung geäussert,
dass dadurch die Bereitschaft zur Organspende steigen könnte. Wenn ein Vermerk auf
der Versichertenkarte möglich wäre, könnten die potentiellen Spender auf das Tragen
eines Spezialausweises verzichten. Der Bundesrat zeigte sich bereit, die gestellten
Fragen im Rahmen der Erfüllung früherer Postulate Gutzwiller (fdp, ZH), Amherd (cvp,
VS) und Laurent Favre (fdp, NE) abzuklären und beantragte die Annahme des Geschäfts.
Dieser Einladung folgte die kleine Kammer. 6

POSTULAT
DATUM: 03.12.2012
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Ärzte und Pflegepersonal

Im Dezember 2017 reichte Rebecca Ruiz (sp, VD) ein Postulat ein, mit welchem sie den
Bundesrat beauftragen wollte, die Förderung der ärztlichen Zweitmeinung zu
konkretisieren. Es solle dabei unter anderem geprüft werden, welche finanziellen
Auswirkungen generell vorgesehene ärztliche Zweitmeinungen auf lange Sicht hätten,
welche Massnahmen zur Sensibilisierung und Unterstützung der Patienten für ein
zweites ärztliches Gutachten erforderlich seien und inwiefern es zweckmässig sei,
durch die Tarifpartner eine eigene Position für die ärztliche Zweitmeinung zu schaffen.
Zudem müsse begutachtet werden, wie man bei Ärztinnen und Ärzten auf höhere
Akzeptanz gegenüber der Zweitmeinung, einem Patientenanliegen, stossen könne und
welche gesetzlichen Änderungen allenfalls vonnöten seien. Gemäss der Postulantin
werde die Förderung der ärztlichen Zweitmeinung bereits im Bericht der
Expertengruppe zur Dämpfung des Kostenwachstums im Gesundheitswesen als
mögliche Sparoption behandelt. Weiter sei die Schweiz der OECD zufolge Teil der
Ländergruppe mit den meisten Hüft- und Knieersatzoperationen pro 100'000
Einwohner. Dies deute darauf hin, dass es zu unnötigen Operationen käme; die
Förderung ärztlicher Zweitmeinungen könnte diese verhindern und zu wirksameren
Behandlungen führen. So würden nicht nur Folgerisiken vermieden, sondern auch eine
Kostensenkung der OKP realisiert, was eine Dämpfung der Gesundheitskosten wie auch
eine Qualitätssteigerung des schweizerischen Gesundheitssystems bewirken würde.
Da der Bundesrat infolge des bereits von Ruiz erwähnten Berichtes beschlossen hatte,
sich verstärkt um eine Kostendämpfung im Gesundheitswesen zu bemühen, beantragte
er die Annahme des Postulates. Das EDI sei mit der Prüfung der im Bericht
vorgeschlagenen Massnahmen und dem Vorlegen von Umsetzungsvorschlägen
beauftragt worden. In diesem Zusammenhang würden die im Postulat Ruiz gestellten
Fragen ebenfalls geprüft werden.
Stillschweigend folgte der Nationalrat Mitte März 2018 der Empfehlung des Bundesrates
und nahm das Postulat an. 7

POSTULAT
DATUM: 16.03.2018
JOËLLE SCHNEUWLY
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Soziale Gruppen

Familienpolitik

Dans les années 1980, plus de 11'000 enfants Sri-Lankais ont été adoptés par des
parents européens. Plusieurs enquêtes ont révélé des soupçons de vol ou de vente de
ces enfants. La députée Ruiz (ps, VD) appelle le Conseil fédéral à faire la lumière sur les
adoptions illégales en Suisse dans les années 1980 d'enfants venant du Sri Lanka. Un
rapport sur la véracité des allégations, les mesures prises par les autorités à l'époque et
les informations détenues par celles-ci permettront de rendre justice aux familles ainsi
que d'éventuellement adapter la pratique actuelle. Le Conseil fédéral a proposé
d'accepter le postulat, qui a été combattu par Yves Nidegger (udc, GE) et est donc
renvoyé. 8

POSTULAT
DATUM: 16.03.2018
SOPHIE GUIGNARD

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Berufsbildung

Bereits in der Frühjahrssession hatte der Ständerat ein Postulat Favre (fdp, NE)
überwiesen, welches vom Bundesrat einen Bericht über sein Engagement zur
Förderung der dualen und der schulischen Berufsbildung verlangt. Die
Landesregierung soll dabei auch Massnahmen vorschlagen, mit denen die duale
Ausbildung in der Schweiz stärker gefördert werden kann. 9

POSTULAT
DATUM: 19.03.2009
ANDREA MOSIMANN

Forschung

Eine Motion Favre (fdp, NE) und ein Postulat Chopard-Acklin (sp, AG) sprachen die
Forschungsförderung an. Beide Vorstösse, die 2010 aus SVP-Kreisen bekämpft worden
waren, kamen im Berichtsjahr erneut in die Räte. Die Motion Favre verlangte die
Mitfinanzierung der Forschung im Bereich der erneuerbaren Energien über
Entnahmen von fünf bis zehn Prozent aus dem Fonds der kostendeckenden
Einspeisevergütung (KEV). Der Bundesrat liess errechnen, dass der angewandten
Forschung dadurch jährlich zwischen 17 und 35 Mio. CHF, ab 2013 (höhere
Zuschlagslimite pro kW/h) der doppelte Betrag zur Verfügung stehen würde. Mit dem
Hinweis, dass eine gangbare Lösung die Zweckbindung der KEV berücksichtigen müsste,
beantragte er Annahme der Motion. Diskussionslos nahmen beide Räte diese gegen den
beinahe geschlossenen Widerstand der SVP an. Das Postulat Chopard-Acklin (sp, AG)
zielte auf eine verbesserte Abstimmung der allgemeinen Forschungsaktivitäten mit den
Bedürfnissen der Fotovoltaik-Industrie. Der Bundesrat versprach eine Erörterung der
mit dem Postulat aufgeworfenen Fragen im Rahmen des Masterplans Cleantech.
Während die SVP in der Beurteilung des Vorstosses gespalten war – knapp ein Drittel
stimmte dafür – unterstützten ihn die restlichen Parteien praktisch geschlossen. 10

POSTULAT
DATUM: 07.06.2011
SUZANNE SCHÄR

1) AB NR, 2018, S. 1396 f.
2) AB NR, 2011, S. 2223.
3) AB NR, 2011, S. 2223; BR, Bericht des Bundesrates vom 7. März 2014 über Motionen und Postulate der gesetzgebenden
Räte im Jahr 2013, S. 28 und 118
4) Po. 11.3999, BO CN, 2011, p. 2223.
5) AB NR, 2010, S. 2161.; Po. 10.3701 (Amherd): AB SR, 2010, S. 1102 f.; Po. 10.3711 (Favre): AB NR, 2010, S. 2161.
6) AB SR, 2012, S. 1018 f.; Po. 10.3703 (Gutzwiller): AB SR, 2010, 1102 f.; Po. 10.3701 (Amherd): AB NR, 2010, S. 2161; Po 10.3711
(Favre Laurent): AB NR, 2010, S. 2161
7) AB NR, 2018, S. 534; Bericht Kostendämpfungsmassnahmen
8) BO CN, 2018, p. 534
9) AB SR, 2009, S. 578.
10) AB NR, 2010, S. 1134; AB NR, 2010, S. 1650; AB NR, 2011, S. 1013; AB NR, 2011, S. 1014; AB SR, 2011, S. 1012; Mo. 10.3609

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.90 - 01.01.20 3


